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Chinas neue Abwehrinstrumente zum Schutz nationaler Lieferketten 

und gegen ausländische Sanktionen – Risiken und Maßnahmen für 

ausländische Unternehmen?  

I. Einführung  

In der VR China sind am 7. April 2026 die vom Staatsrat erlassenen Bestimmungen Nr. 834 über 

die Sicherheit von Industrie- und Lieferketten („Bestimmungen”) und am 13. April 2026 die 

Verordnung Nr. 835 gegen unzulässige ausländische extraterritoriale Maßnahmen 

(„Verordnung”) in Kraft getreten. 

Europäische Unternehmen, die sowohl mit den USA als auch mit China Handel treiben oder dort 

investiert sind und somit die Gesetze beider Länder einhalten müssen, sollten sich mit den 

Bestimmungen und der Verordnung auseinandersetzen, um deren potenzielle Risiken für die 

eigenen Geschäfte abschätzen und möglichst reduzieren zu können.  

Der folgende Artikel ordnet in Kapitel II. die beiden Vorschriften geopolitisch ein und stellt in 

Kapitel III. (Bestimmungen) und Kapitel IV. (Verordnung) deren Inhalte dar. Kapitel V. widmet sich 

der praktischen Anwendung der sog. „Blocking Rules“ und anderer sog. defensiver 

Handelsinstrumente. Kapitel VI. analysiert die sich daraus ergebenden widersprüchlichen 

(Handlungs-)Anforderungen für international agierende Unternehmen und Kapitel VII. schließt mit 

der Erläuterung konkreter Maßnahmen zur Risikoreduzierung für europäische Unternehmen ab. 

II. Geopolitische Einordnung: US-amerikanische Sanktionen/Strafzölle, und Chinas 

Resilienzbestrebungen 

Als die erste Trump-Administration im Jahr 2018 Strafzölle gegen China verhängte, reagierte China 

sofort mit Gegenzöllen. In den folgenden Jahren weiteten die USA ihre Maßnahmen aus – durch 

die Aufnahme chinesischer Unternehmen in die sog. Entity List, durch Exportkontrollen für die in 

China dringend benötigten Halbleiter sowie durch Sanktionen gegen den Iran als wichtigen 

Öllieferanten und andere Sekundärsanktionen. 

China hat im Gegenzug eine Reihe von legislativen und handelspolitischen Maßnahmen erlassen, 

darunter z.B. die Bestimmungen über die Liste unzuverlässiger Unternehmen (Provisions on the 

Unreliable Entity List, seit 19. September 2020 in Kraft), das Exportkontrollgesetz (Export Control 

Law, seit 1. Dezember 2020 in Kraft), die Verordnung zur Bekämpfung ungerechtfertigter 

extraterritorialer Anwendung ausländischer Gesetze und anderer Maßnahmen (sog. Blocking-

Rules, seit 9. Januar 2021 in Kraft) und das Gesetz gegen ausländische Sanktionen (Anti-Foreign 

Sanctions Law, seit 10. Juni 2021 in Kraft). Auf Basis dieser Rechtsgrundlagen haben chinesische 
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Behörden bereits eine Reihe von Abwehrmaßnahmen gegen US-amerikanische Unternehmen 

sowie Einzelpersonen verhängt.1 

Darüber hinaus hat China im April bzw. Dezember 2025 die auch Europa betreffenden 

Exportkontrollen für Seltene Erden eingeführt, wobei die Umsetzung der Exportkontrollen vom 

Dezember 2025 bis zum 10. November 2026 ausgesetzt wurde.  

Mit den im Rahmen des Russland-Ukraine-Konflikts erlassenen EU-Sanktionspaketen, 

insbesondere mit dem 18. und 19. Sanktionspaket vom Juli bzw. Oktober 2025, hat die EU zum 

ersten Mal auch chinesische Banken und Unternehmen sanktioniert. Das aktuelle 20. 

Sanktionspaket vom April 2026, welches Maßnahmen ggü. mehr als 30 chinesischen 

Unternehmen und verschärfte Exportkontrollen bei Lieferungen an gelistete Unternehmen 

vorsieht, hat die Dringlichkeit für China nochmals erhöht, sich rechtlich gegen ausländische 

Sanktionen zu wappnen. 

Ein sich möglicherweise ausweitender Handelskrieg war sicherlich einer der Hauptgründe dafür, 

dass die Sicherung von Lieferketten, die Unabhängigkeit von wichtigen ausländischen 

Technologien (insb. Halbleiter) und vor allem die nahrungstechnische Selbstversorgung als 

Resilienz-Ziel Eingang in den 15. Fünfjahresplan der VR China (2026-2030) gefunden haben um 

sich zukünftig gegen externe (geopolitische) Schocks abzusichern. China hat es sich im Rahmen 

dessen zum Ziel gesetzt globale Lieferketten an seine eigene inländische Produktionsbasis zu 

binden, und es damit für andere Länder nahezu unmöglich macht, alternative Lieferketten 

aufzubauen. Europäische Unternehmen werden durch die schnellere Verfügbarkeit von günstigen 

und qualitativhochwertigen Zwischenprodukten in China wirtschaftlich fast dazu gezwungen, ihre 

Produktion nach China zu verlagern, wodurch sich die globale Abhängigkeit vom chinesischen 

Markt noch weiter konzentriert und gleichzeitig Chinas geopolitischer Einfluss vergrößert. Die in 

diesem Artikel vorzustellenden Bestimmungen Nr. 834 und die Verordnung Nr. 835 sollen eine 

Entkopplung verhindern, indem sie es ausländischen Unternehmen erschweren sich aus dem 

chinesischen Markt zurückzuziehen. 

Im Hinblick auf die vorstehend dargestellte geopolitische Entwicklung und Chinas langfristige 

Resilienz-Ziele sind die Bestimmungen nicht nur als reaktive Abwehrmaßnahme auf aktuelle 

geopolitische Entwicklungen zu verstehen, sondern vor allem als Teil eines wirtschaftlichen Plans 

Chinas, der mindestens seit 2020 systematisch verfolgt, durch die vorstehend genannten 

Ereignisse jedoch noch beschleunigt wurde.  

 

 

 

 

 
1 Im Dezember 2025 belegte China 20 US-Rüstungsfirmen und zehn hochrangige Manager mit Sanktionen – darunter ein Einfrieren 

ihrer Vermögenswerte in China und ein Verbot von Geschäften mit diesen Unternehmen. 
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III. Bestimmungen Nr. 834 über die Sicherheit von Industrie- und Lieferketten 

 

1) Rechtsgrundlage, Zweck und Adressaten der Bestimmungen und Aufgaben der 

Behörden 

Die Bestimmungen sind eine Durchführungsverordnung zum nationalen Sicherheitsgesetz, dem 

Gesetz über auswärtige Beziehungen, dem Gesetz gegen ausländische Sanktionen und dem 

Außenwirtschaftsgesetz der VR China. Die Bestimmungen konkretisieren also Gesetze, die es 

schon lange gibt. 

Zweck der Bestimmungen ist die Vorbeugung von Sicherheitsrisiken in Industrie- und Lieferketten, 

die Erhöhung deren Widerstandsfähigkeit (Resilienz) und ihres Sicherheitsniveaus sowie die 

Wahrung der wirtschaftlichen und sozialen Stabilität und der nationalen Sicherheit. 

Adressaten der Bestimmungen sind (1) die Ministerien und Kommissionen des Staatsrates, (2) 

andere Staaten, Regionen und internationale Organisationen, (3) ausländische Organisationen 

(„ausländische Unternehmen”) und Personen sowie (4) chinesische Organisationen („chinesische 

Unternehmen”) und Personen. 

Den Kern der Bestimmungen stellen die Aufgaben des Staatsrats, Ministerien, Kommissionen des 

Staatsrates und anderer, insgesamt 15 Zentralbehörden, in Bezug auf Industrie- und Lieferketten 

dar.  

Diese sollen folgende Aufgaben erfüllen, um Industrie- und Lieferketten in „kritischen Sektoren“ zu 

sichern und auf Störungen reagieren zu können: Aufstellung einer dynamischen Liste kritischer 

Sektoren zur Sicherung von Produktion und Zirkulation zentraler Güter, Förderung des 

Informationsaustauschs bei Datensicherheit, Einrichtung von Überwachungs-, Frühwarn-, 

Risikopräventions- und Notfallmanagementsystemen  sowie Lenkung privater Finanzmittel für 

technologische Durchbrüche bei gleichzeitiger Gewährleistung von Kontroll- und 

Sicherheitsstandards. 

2) Für ausländische Unternehmen relevante Artikel in den Bestimmungen 

Nach Art. 13 der Bestimmungen dürfen die zuständigen Behörden „angemessene Maßnahmen 

gemäß dem Gesetz“ ergreifen, wenn eine Organisation oder Person rechtswidrig Informationen 

sammelt, wie z.B. durch Untersuchungen, die mit Industrie- und Lieferketten zusammenhängen.  

Art. 13 schafft somit eine widersprüchliche Verhaltensanforderung für ausländische Unternehmen, 

die in China Compliance- und Sorgfaltsprüfungen bspw. zur Einhaltung des US-Gesetzes zur 

Verhinderung von Zwangsarbeit in der Uiguren-Region (Uyghur Forced Labor Prevention Act, 

UFLPA), der EU-Richtlinie über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten im Bereich der 

Nachhaltigkeit (Corporate Sustainability Due Diligence Directive, CSDDD) sowie andere Umwelt-, 

Sozial- und Governance-Prüfungen (ESG) durchführen, sei es durch Nutzung von Fragebögen oder 

Audits vor Ort bei chinesischen Lieferanten. Die Bestimmungen spezifizieren nicht, was 

„angemessene Maßnahmen“ sind und auf Basis welcher Gesetze diese ergriffen werden dürfen. 
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Als Rechtsgrundlage kommen, z.B. das Anti-Spionage-Gesetz, das Gesetz gegen ausländische 

Sanktionen oder die verschiedenen Datenschutzgesetze infrage. 

Sobald ein ausländischer Staat, eine Region oder eine internationale Organisation unter Verstoß 

gegen das Völkerrecht und die grundlegenden Normen der internationalen Beziehungen 

diskriminierende Verbote, Beschränkungen oder andere ähnliche Maßnahmen gegen China in 

Bezug auf Industrie- und Lieferketten erlässt oder Maßnahmen ergreift oder bei Maßnahmen 

unterstützt, die die Sicherheit der Industrie- und Lieferketten Chinas beeinträchtigen, ist der 

Staatsrat nach Art. 14 befugt, entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen, einschließlich, aber 

nicht beschränkt auf das Verbot oder die Beschränkung der Ein- oder Ausfuhr relevanter Waren 

oder Technologien oder des internationalen Dienstleistungsverkehrs sowie die Erhebung 

besonderer Gebühren. 

Nach dem Wortlaut der Bestimmungen könnten unserer Meinung nach unter „Maßnahmen 

anderer Staaten“ Maßnahmen wie z.B. illegale Importverbote und Zölle auf Import von Waren aus 

China, diskriminierende Investitionsverbote für ausländische Investoren, Verbote für Teilnahme 

an öffentlichen Ausschreibungen, aber auch Aufnahme von chinesischen Unternehmen auf 

Sanktionslisten, fallen. 

Unternehmen oder Personen, „die unmittelbar oder mittelbar an der Formulierung, dem Erlass 

oder der Durchführung” der folgenden Maßnahmen oder Handlungen beteiligt sind”, darf der 

Staatsrat nach Art. 14 gemäß den Bestimmungen zur Durchführung des Gesetzes gegen 

ausländische Sanktionen in die Sanktionsliste aufnehmen und Gegenmaßnahmen gegen sie 

verhängen. 

Die zuständigen Abteilungen des Staatsrats sind nach Art. 15 der Bestimmungen befugt, 

Untersuchungen gegen ausländische Unternehmen einzuleiten, die  

• gegen die normalen „Grundsätze des Marktverkehrs” verstoßen,  

• den „normalen Handel” mit chinesischen Staatsbürgern oder Organisationen abbrechen, 

• „diskriminierende Maßnahmen” gegen chinesische Staatsbürger oder Organisationen 

ergreifen, oder 

• andere Handlungen durchführen, die die „Sicherheit der Industrie- und Lieferketten Chinas 

schädigen oder schädigen könnten”.  

Sowohl in Art. 14 als auch in Art. 15 der Bestimmungen enthalten Mechanismen, die dem aus dem 

Gesetz gegen ausländische Sanktionen und den Bestimmungen über die Liste unzuverlässiger 

Unternehmen bereits bekannten Mechanismen entsprechen, nunmehr angepasst auf den Schutz 

von Industrie- und Lieferketten.  

Auch wenn sich die Bestimmungen ursprünglich gegen die Maßnahmen der USA richteten, 

könnten europäische Unternehmen davon getroffen werden, wenn sie im Einklang mit den US-

Exportkontrollen (EAR, Entity List), den EU-Sanktionen gegen Russland (z. B. Lieferverbote für 

Dual-Use-Güter an chinesische Unternehmen) oder den US-Iran-Sanktionen (SDN-Liste) 

Lieferbeziehungen zu chinesischen Partnern einschränken, herabstufen oder beenden, da dies von 
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chinesischen Behörden als „diskriminierend“ oder als „erhebliche Schädigung der Sicherheit der  

Lieferketten“ ausgelegt werden kann. 

Da der Wortlaut des Art. 15 weit gefasst ist, könnte er nicht nur Handlungen im Einklang von 

Gesetzen und Maßnahmen ausländischer Staaten, sondern potenziell auch kommerzielle bzw. 

unternehmerische Geschäftsentscheidungen (z.B. Einstellung von Lieferungen, Rückzug aus 

Lieferketten in China) erfassen, insbesondere wenn diese als (zeitlich unmittelbare) Reaktion auf 

ausländische Gesetze und Maßnahmen erfolgen, obwohl sich das ausländische Unternehmen auf 

diese nicht ausdrücklich bezieht. Dabei ist zu beachten, dass bereits die bloße Möglichkeit der 

Schädigung der Industrie- und Lieferketten Chinas ausreicht, um die Tatbestandsvoraussetzung 

des Art.  15 zu erfüllen.  

Auf Basis der Untersuchung dürfen die Behörden nach Art. 15 folgende Maßnahmen 

(„Maßnahmen“) gegen ausländische Unternehmen ergreifen:  

➢ Verbot oder Beschränkung der Ausübung von Ein- und Ausfuhr in/aus China;  

➢ Verbot oder Beschränkung von Investitionen in China;  

➢ Verbot oder Beschränkung für Organisationen oder Personen in China, mit dem ausländischen 

Unternehmen Geschäfte zu tätigen, zu kooperieren oder ähnliche Aktivitäten durchzuführen;  

➢ Verbot oder Beschränkung der Einreise für betroffene Personen oder Verkehrsmittel;  

➢ Aufhebung oder Beschränkung der Arbeits-, Aufenthalts- oder Niederlassungsberechtigung 

betroffener Personen.  

3) Für Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen relevante Artikel in den 

Bestimmungen 

Die in Art. 15 aufgelisteten Maßnahmen dürfen auf Tochtergesellschaften ausländischer 

Unternehmen weltweit und in China angewandt werden, wenn diese von ausländischen 

Unternehmen kontrolliert2 werden oder diese an deren Gründung oder Betrieb beteiligt sind.  

Gemäß Art. 16 der Bestimmungen sind chinesische Unternehmen und Personen verpflichtet, die 

vorstehend genannten Maßnahmen umzusetzen.  

Dies könnte dazu führen, dass chinesische Unternehmen mit den betroffenen ausländischen 

Unternehmen in China keine Geschäfte mehr durchführen dürfen, was bei strenger Auslegung des 

Wortlauts auch Transaktionen zwischen der deutschen Muttergesellschaft und der 

Tochtergesellschaft in China umfassen könnte. Sollte dies der Fall sein, so wären betroffene 

Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen in China sowohl innerhalb als auch außerhalb 

Chinas von Geschäften mit anderen Unternehmen ausgeschlossen.  

 
2 Das Gesellschaftsgesetz der VR China definiert „Kontrolle“ über den „beherrschenden Gesellschafter“ (Anteile >50 % oder 

maßgeblicher Einfluss) und den „tatsächlich Kontrollierenden“ (tatsächliche Beherrschung durch Investitionen, Vereinbarungen oder 
andere Arrangements) 
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Bei Verstößen gegen Art. 16 können nicht nur chinesische Unternehmen (einschl. 

Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen), sondern auch Einzelpersonen, also die 

Geschäftsführung und lokale Mitarbeiter, haftbar gemacht werden. Die zuständigen Abteilungen 

des Staatsrates sind befugt, gegenüber chinesischen Unternehmen oder Personen, die gegen Art. 

16 verstoßen, u.a. folgende Tätigkeiten zu untersagen oder einzuschränken:  

➢ Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen, an der Beschaffung öffentlicher Aufträge sowie 

an entsprechenden Ein- und Ausfuhren von Waren oder Technologien oder am 

internationalen Dienstleistungsverkehr,  

➢ Empfang bzw. Übermittlung von (personenbezogenen) Daten aus bzw. ins Ausland, sowie  

➢ Ausreise aus China oder den Aufenthalt oder den Wohnsitz in China. 

4) Was ist neu im Vergleich zur bisherigen Gesetzeslage? 

Die in diesem Artikel besprochenen Bestimmungen sind Chinas erste eigenständige 

Verwaltungsverordnung für Industrie- und Lieferketten und, weil vom Staatsrat erlassen, haben 

als Ministerialverordnung quasi-gesetzlichen Charakter.  

Die Bestimmungen ergänzen den bestehenden Rechtsrahmen, indem sie:  

• eine dynamische Liste „kritischer Sektoren“ einführen und ein System zur Überwachungs- und 

Frühwarnung, sowie strategische Reserven an Materialien und Technologien sowie 

Notfallverfahren in den Industrie- und Lieferketten in kritischen Sektoren vorsehen,  

• einen zentralen, ressortübergreifenden Koordinationsmechanismus unter Beteiligung von 

mehr als 15 Regierungsstellen (darunter MOFCOM, MIIT, NDRC und die CAC 3 ) und 

Provinzregierungen einführen, 

• neue (und vage) sanktionsbewehrte Tatbestandsvoraussetzung in Bezug auf Handlungen von 

ausländischen Unternehmen, die die Sicherheit der Industrie- und Lieferketten Chinas 

schädigen oder schädigen könnten, einführen, 

• das Sammeln von Informationen und Untersuchungen, die mit den Industrie- und Lieferketten 

zusammenhängen verbieten, ohne spezifische Sanktionen vorzusehen, und 

• den Anwendungsbereich der Bestimmungen auf Tochtergesellschaften betroffener 

Unternehmen nicht nur in China, sondern weltweit erweitern. 

Die Bestimmungen enthalten – ähnlich wie das Gesetz gegen ausländische Sanktionen und die 

Bestimmungen über die Liste unzuverlässiger Unternehmen – viele unbestimmte Rechtsbegriffe, 

ohne hierfür gesetzliche Definitionen oder weitere Ausführungen vorzusehen. Dies mag Absicht 

des Gesetzgebers sein, um die Bestimmungen je nach Bedarf möglichst „flexibel” einsetzen zu 

können. 

 

 
3 MOFCOM: Handelsministerium der Volksrepublik China, MIIT: Ministerium für Industrie und Informationstechnologie, NDRC: 

Staatliche Kommission für Entwicklung und Reform, CAC: Amt für Cybersicherheit Chinas 
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IV. Verordnung Nr. 835 gegen unzulässige ausländische Maßnahmen 

 

1) Rechtsgrundlage, Zweck und Adressaten der Verordnung 

Gesetzesgrundlage für die Verordnung ist das nationale Sicherheitsgesetz, das Gesetz über 

auswärtige Beziehungen und das Gesetz gegen ausländische Sanktionen.  

Der offizielle Zweck der Verordnung ist nach Art. 1 die Wahrung der nationalen Souveränität, 

Sicherheit und Entwicklungsinteressen Chinas, der Schutz der rechtmäßigen Rechte und 

Interessen chinesischer Bürger und Organisationen sowie Aufrechterhaltung der internationalen 

Ordnung. 

Adressaten der Verordnung sind (1) Staaten, die durch ihre Gesetze oder Maßnahmen unzulässige 

extraterritoriale Gerichtsbarkeit ausüben, (2) ausländische Organisationen & Personen, die 

unzulässige ausländische Maßnahmen mit extraterritorialer Wirkung vorantreiben oder umsetzen 

als auch (3) Chinesische & ausländische Organisationen/Personen in China. 

2) Gegenmaßnahmen gegen andere Staaten 

Nach Art. 3 der Verordnung darf die chinesische Regierung entsprechende Gegenmaßnahmen 

ergreifen, wenn ein (anderer) Staat rechtswidrige extraterritoriale Gerichtsbarkeitsmaßnahmen 

ergreift, welche die nationale Souveränität, Sicherheit oder Entwicklungsinteressen Chinas 

schädigen oder die rechtmäßigen Rechte und Interessen chinesischer Bürger oder Organisationen 

beeinträchtigen. 

Darüber hinaus hat die chinesische Regierung nach Art. 4 das Recht, extraterritoriale 

Gegenmaßnahmen gegenüber Handlungen zu ergreifen, die eine „angemessene Verbindung zu 

China“ aufweisen, um die nationale Souveränität, Sicherheit und Entwicklungsinteressen zu 

wahren sowie die berechtigten Rechte und Interessen chinesischer Bürger und Organisationen zu 

schützen.  

Dadurch beansprucht China - wie auch die USA - das Recht, eigene Gerichtsbarkeit über 

extraterritoriale Handlungen auszuüben und proaktiv zu handeln, wenn die Auswirkungen der 

extraterritorialen Handlungen auf chinesische Unternehmen oder Interessen als hinreichend 

verbunden angesehen werden, statt diese nur zu blockieren.  

Als Reaktion auf eine unzulässige Maßnahme eines anderen Staates darf der Staatsrat nach Art. 6 

eine öffentliche Bekanntmachung erlassen und evtl. restriktive Gegenmaßnahmen in Bereichen 

wie auswärtige und konsularische Angelegenheiten, Ein- und Ausreise, Handel, Investitionen, 

internationale Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe ergreifen. 

(Chinesische) Organisationen und Personen dürfen die unzulässige Maßnahme eines anderen 

Staates weder durchführen noch bei deren Durchführung unterstützen. Unter besonderen 

Umständen dürfen diese eine unzulässige ausländische Maßnahme durchführen oder 

unterstützen, sofern sie eine entsprechende Genehmigung durch die Rechtsabteilung des 

Staatsrates erhalten haben. 
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3) Gegenmaßnahmen gegen ausländische Unternehmen und Schadenersatzansprüche 

Der Staatsrat ist befugt, ausländischen Organisationen oder Personen, die rechtswidrige 

ausländische Maßnahmen mit extraterritorialer Wirkung „umsetzen oder an deren Umsetzung 

mitwirken“, in eine sog. Liste bösartiger Rechtssubjekte (Malicious Entities List) aufnehmen und 

gegen diese eine oder mehrere der folgenden Gegenmaßnahmen ergreifen: 

➢ Verweigerung der Visumerteilung, die Verweigerung der Einreise, Entzug eines Visums, 

Ausweisung mit Fristsetzung, Zurückweisung oder die Abschiebung; 

➢ Entzug oder Einschränkung der Qualifikation betroffener Personen zur Arbeit, zum Aufenthalt 

oder zum Wohnsitz in China; 

➢ Versiegelung, Beschlagnahme oder Einfrierung ihres beweglichen und unbeweglichen 

Vermögens sowie aller anderen Arten von Vermögenswerten in China; 

➢ Verbot oder Einschränkung für Organisationen oder Personen in China, ihnen Daten oder 

personenbezogene Informationen zu übermitteln oder Geschäfte, Kooperationen oder andere 

Aktivitäten mit ihnen durchzuführen; 

➢ Verbot oder Einschränkung ihrer Beteiligung an Import-/Exportaktivitäten im Zusammenhang 

mit China; 

➢ Verbot oder Einschränkung ihrer Investitionen in China; 

➢ Verbot oder Einschränkung der Einfuhr ihrer Produkte, Transportmittel usw.; 

➢ Verhängung von Geldstrafen; 

➢ Anordnung anderer erforderlicher Maßnahmen. 

Die vorstehenden Gegenmaßnahmen dürfen nach Art. 8 Par. 2 auf Tochtergesellschaften 

betroffenen Unternehmen, also Unternehmen, die von dem betroffenen Unternehmen 

kontrolliert werden oder an deren Gründung oder Betrieb mitwirken, angewendet werden. 

Die Verordnung sieht in Art. 9 vor, dass Unternehmen, gegen die Gegenmaßnahmen ergriffen 

wurden, beim Staatsrat die Aussetzung, Änderung oder Aufhebung dieser Gegenmaßnahmen 

beantragen können.  

Art. 11 erlaubt Unternehmen, die beabsichtigen, verbotene oder beschränkte Geschäfte mit 

einem Unternehmen zu tätigen, gegen das Gegenmaßnahmen verhängt wurden, eine 

entsprechende Ausnahmegenehmigung beim Staatsrat zu beantragen. 

Wenn ein Unternehmen oder Person in China einen wirtschaftlichen oder sonstigen Schaden 

erleidet, weil ein anderes (z. B. ausländisches Unternehmen) eine rechtswidrige Maßnahme mit 

extraterritorialer Wirkung umsetzt oder bei deren Umsetzung mitwirkt, so hat das geschädigte 

Unternehmen oder die geschädigte Person nach Art. 14 der Verordnung einen Anspruch auf 

Schadensersatz und kann bei dem zuständigen Volksgericht Klage erheben. Art.14  wiederholt 

damit die bereits im Gesetz gegen ausländische Sanktionen vorgesehene Regelung. 
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4) Verbotsverfügungen (Blocking Statutes) 

Darüber hinaus sieht Art. 13 der Verordnung die bereits aus den Blocking Rules bekannte 

Verbotsverfügungen (Blocking Statutes) vor, welche gegenüber Organisationen oder Personen 

erlassen werden können, die rechtswidrige ausländische Maßnahmen durchführen oder bei deren 

Durchführung unterstützen. Organisationen und Einzelpersonen sind verpflichtet, 

Verbotsverfügung zu befolgen.  

Falls ein Unternehmen oder Einzelperson die Gegenmaßnahmen nicht durchführt oder die 

Verbotsverfügung nicht befolgt, so darf der Staatsrat folgende Verwaltungssanktionen verhängen: 

➢ Anordnung der Korrektur,  

➢ Verbot oder Einschränkung der Beteiligung an öffentlichen Ausschreibungen, am 

Wareneinkauf der öffentlichen Hand sowie an entsprechenden Importen/Exporten von Waren 

oder Technologien oder am internationalen Dienstleistungshandel;  

➢ Verbot oder Einschränkung des Empfangs von Daten oder personenbezogenen Informationen 

aus dem Ausland oder deren Übermittlung ins Ausland;  

➢ Verbot oder Einschränkung der Ausreise aus China oder der Einreise nach China sowie des 

Aufenthalts oder Wohnsitzes in China; sowie  

➢ Verhängung von Geldbußen. 

5) Was ist neu im Vergleich zur bisherigen Gesetzeslage? 

Die Verordnung enthält Elemente aus den Blocking Rules von 2021. Die Verordnung wurde - im 

Gegensatz zu den vom MOFCOM erlassenen Blocking Rules - durch den Staatsrat erlassen und 

entfaltet als Ministerialverordnung quasigesetzliche Wirkung. Die Durchsetzung obliegt dem 

Staatsrat, nicht dem MOFCOM. Neu ist die Verordnung in folgenden Aspekten: 

• Anspruch Chinas, eigene Gerichtsbarkeit über rechtswidrige extraterritoriale Handlungen 

auszuüben – sofern ein angemessener Bezug zu China besteht, 

• Erweiterung der behördlichen Eingriffsbefugnisse durch Vor-Ort-Inspektionen sowie die 

Prüfung und Vervielfältigung relevanter Unterlagen, 

• Einführung von Verbotsverfügungen gegenüber Unternehmen, die unzulässige ausländische 

Maßnahmen durchführen oder bei deren Durchführung unterstützen, 

• Einführung der Liste bösartiger Rechtssubjekte (Malicious Entities List) zusätzlich zu der Liste 

unzuverlässiger Unternehmen (Unreliable Entity List) und den Exportkontrolllisten, 

• Erweiterung des Haftungsrahmens und Verweis auf strafrechtliche Haftung von natürlichen 

Personen, 

• Erstreckung des Anwendungsbereichs auch auf Tochtergesellschaften betroffener 

ausländischer Unternehmen nicht nur in China, sondern weltweit. 
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Das in den Blocking Rules vorgesehene Verbot („Prohibition Order“), „rechtswidrige 

extraterritoriale Anwendung relevanter ausländischer Gesetze oder Maßnahmen“ zu befolgen, 

bleibt weiterhin in Kraft. Neu hinzu kommt nun dessen Durchsetzung über Verbotsverfügungen 

des chinesischen Justizministeriums. 

V. Erste praktische Anwendung der Blocking Rules und anderer Maßnahmen 

Durch die Bekanntmachung Nr. 21/2026 vom 2. Mai 2026 erließ das chinesische 

Handelsministerium (MOFCOM) zum ersten Mal ein „Verbot“ nach den Blocking Rules.  

Hintergrund für den Erlass war, dass die USA fünf sogenannte „Teapot“-Raffinerien – kleine, 

nichtstaatliche Raffinerien, die einen zentralen Bestandteil von Chinas Energieversorgung 

darstellen – wegen der Verarbeitung iranischen Rohöls unter anderem in die US-SDN-Liste 

(Specially Designated Nationals and Blocked Persons List) aufgenommen, USD-Transaktionen 

verboten und Sekundärsanktionen für Finanzinstitute und Unternehmen angedroht hatten, die 

weiterhin Geschäfte mit den sanktionierten Raffinerien tätigen.  

Die Bekanntmachung Nr. 21/2026 bzw. das Verbot untersagt Unternehmen in China, bestimmte 

US-Sanktionen gegen die fünf genannten chinesischen Raffinerien „anzuerkennen, durchzusetzen 

oder zu befolgen“. Die Begründung: Die chinesische Regierung stuft diese US-Sanktionen als 

„rechtswidrige extraterritoriale Anwendung“ ein, die das Völkerrecht verletzt. 

Interessanterweise wurde das erste Verbot vom MOFCOM auf Basis der „alten“ Blocking Rules von 

2021 erlassen, und nicht vom Staatsrat auf Basis der neuen Verordnung, die bereits seit dem 13. 

April 2026 in Kraft war und eine höherrangige Rechtsgrundlage darstellt. 

Die Anzahl der Anwendungsfälle im Zusammenhang mit den Bestimmungen über die Liste 

unzuverlässiger Unternehmen und dem Gesetz gegen ausländische Sanktionen hat in den letzten 

zwei Jahren stark zugenommen. Insgesamt wurden im Jahr 2025 über 100 Organisationen und 

Einzelpersonen entweder in die Liste für Gegenmaßnahmen (Countermeasures List) nach dem 

Gesetz gegen ausländische Sanktionen oder in die Liste unzuverlässiger Unternehmen (Unreliable 

Entity List) eingetragen.  

Darüber hinaus hat der erste Praxisfall vom 2024 gezeigt, dass das zivilrechtliche Klagerecht in 

diesem Kontext nicht länger nur theoretischer Natur ist. Im Verfahren vor dem Seegericht Nanjing, 

wurde ein europäisches Unternehmen verklagt, weil es sich weigerte, eine vertraglich geschuldete 

Zahlung von etwa 11,86 Millionen US-Dollar an die chinesische Klägerin zu leisten, nachdem die 

chinesische Klägerin von den USA auf die Sanktionsliste (SDN-Liste) gesetzt worden war. Das 

Verfahren endete zwar ein einem Vergleich, aber die Schadenersatzklage wurde vom Gericht 

zugelassen. 

VI. Fazit: Internationale Unternehmen in Zwickmühle 

Die neuen Bestimmungen und die Verordnung stellen keine komplett neue Rechtsgrundlage dar, 

sondern konsolidieren und ergänzen den bestehenden Rechtsrahmen, einschließlich des Gesetzes 

gegen ausländische Sanktionen, der Bestimmungen über die Liste unzuverlässiger Unternehmen 

und der Blocking Rules, durch neue Elemente. 
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Damit zielt China direkt auf den Kern der US-Sanktionspolitik, deren Stärke weniger in der direkten 

Durchsetzung liegt als vielmehr in ihrer mittelbaren Wirkung auf Staaten und deren Unternehmen.  

Die Bestimmungen und die Verordnung wirken sich aber nicht nur auf die USA, sondern auch auf 

europäische Unternehmen und deren Tochtergesellschaften in China und weltweit aus. Indem 

China nicht nur chinesischen, sondern auch ausländischen Unternehmen innerhalb und außerhalb 

Chinas verbietet, die US-Sanktionen zu befolgen, entsteht ein Konflikt zweier Rechtsordnungen, 

der sich für in beiden Jurisdiktionen agierende Unternehmen nicht auflösen lässt. Betroffene 

europäische Unternehmen werden gezwungen, zwischen zwei unvereinbaren rechtlichen 

Vorgaben zu wählen: Wer US-Sanktionen einhält, riskiert Verstöße gegen chinesisches Recht. Wer 

sich an chinesische Vorgaben hält, setzt sich potenziellen Konsequenzen in den USA aus. 

Obwohl sich die bisher bekannten Abwehrmaßnahmen Chinas überwiegend gegen die USA 

richteten, könnten in Zukunft auch die EU und europäische Unternehmen - z.B. aufgrund der 

zunehmenden Aufnahme chinesischer Unternehmen in EU-Sanktionslisten - zum direkten Ziel 

solcher Abwehrmaßnahmen werden. Bislang hat MOFCOM auf EU-Sanktionspakete und andere 

„Überkapazitätsmaßnahmen” der EU nur auf diplomatische Weise reagiert und keine 

Abwehrmaßnahmen getroffen. China hat jedoch angedeutet, dass nach der Logik der EU, wonach 

„die Produktionskapazität, die die inländische Nachfrage übersteigt” als Überkapazität gilt, auch 

der Export europäischer Güter wie Fleisch, Wein und Luxusgüter nach China als Export von 

Überkapazität fallen und somit zum Ziel von Abwehrmaßnahmen werden könnte. 

VII. Wie können europäische Unternehmen ihr Risiko reduzieren? 

Obwohl oder gerade weil es für Unternehmen, die sowohl in den USA als auch in China 

geschäftlich tätig sind, nahezu unmöglich ist, sowohl US-amerikanisches bzw. europäisches als 

auch chinesisches Recht vollständig zu befolgen, sind die folgenden 

Risikominimierungsmaßnahmen in Bezug auf China zu empfehlen: 

1) Verträge mit chinesischen Kooperationspartnern vor aber auch nach dem Vertragsabschluss 

prüfen, ob diese Klauseln enthalten, die die Tatbestandsvoraussetzungen der Bestimmungen Nr. 

834 oder der Verordnung Nr. 835 erfüllen könnten. Das zivilrechtliche Klagerecht setzt 

Unternehmen in chinesischen Gerichten im Falle der Befolgung ausländischer Sanktionen 

zivilrechtlichen Haftungsrisiken aus. Dies gilt auch für AGB und andere Vertragsbestandteile. 

2) Risiken vor Vertragskündigung prüfen und den Kündigungsgrund „richtig“ formulieren. Die 

Kündigung eines Vertrages mit einem chinesischen Lieferanten oder Kunden zur Einhaltung 

ausländischer Gesetze oder Exportkontrollen ist ab sofort mit erheblichen Risiken verbunden, 

denn Vertragskündigungen sind der auffälligste Auslöser für Abwehrmaßnahmen und 

zivilrechtliche Klagen.  

3) Prüfung einer Aussetzung oder Anpassung von „rechtswidrigen“ Maßnahmen zur Erfüllung 

von Lieferkettensorgfalts- und ESG-Pfichten, einschließlich Fragebögen und Audits vor Ort. Wie 

vorstehend ausgeführt, steht die „rechtswidrige“ Durchführung von ESG-, Zwangsarbeits- oder 

Lieferkettenaudits in China, z.B. zur Einhaltung der EU-CSDDD im Widerspruch zu den chinesischen 

Gesetzen, und kann die Haftung nach den Bestimmungen Nr. 834 nach sich ziehen. 
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4) Interne Compliance-Richtlinien prüfen bzw. anpassen. Pauschale Unternehmensrichtlinien, 

welche die Einhaltung ausländischer Sanktionen für alle weltweiten Geschäfte einschließlich der 

Tochtergesellschaften in China vorschreiben, könnten als „Umsetzung oder Mitwirkung bei der 

Umsetzung einer rechtswidrigen ausländischen Maßnahme” angesehen werden. Die chinesische 

Tochtergesellschaft eines ausländischen Unternehmens sollte eigenständige 

unternehmensinterne Richtlinien formulieren, die im Einklang mit den neuen chinesischen 

Anforderungen stehen. 

Im Rahmen der tatsächlichen Risikobewertung ist zu beachten, dass nicht nur die rechtlichen 

Risiken nach chinesischem und US-amerikanischem Recht zu prüfen sind, sondern auch Faktoren 

wie Unternehmensgröße, Branche, Produktportfolio sowie eine eventuelle Staatsnähe des 

Kooperationspartners in die Betrachtung einzubeziehen sind. 

Sollten Sie zu diesem oder einem anderen Rechtsthema mit China-Bezug Fragen haben, so zögern 

Sie nicht, uns jederzeit zu kontaktieren! 
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